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 Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Beschäftigungschancen
 älterer Menschen

 A.  Problem und Ziel

 Der  demografische  Wandel  verändert  unser  Land:  Das  stellt  Politik,  Wirtschaft
 und  Gesellschaft  vor  zahlreiche  Herausforderungen.  Beschäftigungsfähigkeit
 und  - chancen  älterer  Menschen  müssen  verbessert  und  die  sozialen  Sicherungs-
 systeme stabilisiert werden.

 Es  liegt  im  gemeinsamen  Interesse  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  ein
 längeres  Erwerbsleben  zu  ermöglichen.  Wenn  Unternehmen  mit  älter  werden-
 den  Belegschaften  im  internationalen  Wettbewerb  bestehen  wollen,  muss  das
 Alter  als  produktive  Lebensphase  einbezogen  werden.  Das  ist  entscheidend  für
 die Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit des Standorts Deutschland.

 Die  Bundesregierung  will  die  Erwerbsbeteiligung  älterer  Arbeitnehmerinnen
 und  Arbeitnehmer  weiter  erhöhen,  eine  bessere  Wiedereingliederung  älterer
 Arbeitsloser  in  den  Arbeitsmarkt  und  eine  deutliche  Erhöhung  der  Teilnahme
 an  beruflicher  Weiterbildung  erreichen.  Integration  und  Verbleib  älterer  Men-
 schen  in  Erwerbstätigkeit  sind  durch  den  gezielten  Einsatz  von  arbeitsmarkt-
 politischen  Instrumenten  zu  unterstützen.  Daneben  müssen  auch  die  arbeits-
 rechtlichen Möglichkeiten zur Einstellung Älterer stärker genutzt werden.

 Die  Regelung  zur  Erleichterung  befristeter  Arbeitsverträge  mit  älteren  Arbeit-
 nehmerinnen  und  Arbeitnehmern  ist  hinsichtlich  des  52.  Lebensjahres  bis  Ende
 2006  befristet.  Nach  einer  Entscheidung  des  Europäischen  Gerichtshofes  vom
 22.  November  2005  verstößt  die  Regelung  gegen  das  im  europäischen  Gemein-
 schaftsrecht  verankerte  Verbot  der  Diskriminierung  wegen  des  Alters  und  kann
 nicht  mehr  angewendet  werden.  Die  Möglichkeit,  mit  Arbeitnehmerinnen  und
 Arbeitnehmern  ab  dem  52.  Lebensjahr  befristete  Arbeitsverträge  unter  erleich-
 terten  Voraussetzungen  einzugehen,  muss  wegen  der  schwierigen  Beschäfti-
 gungssituation Älterer bestehen bleiben.

 B.  Lösung

 Um  die  Potenziale  einer  älter  werdenden  Gesellschaft  zu  nutzen  und  die  Her-
 ausforderungen  des  demografischen  Wandels  zu  bewältigen,  ist  ein  Bündel  von
 Maßnahmen nötig.

 Neue  Beschäftigungsfelder  müssen  erschlossen  werden,  um  die  Innovations-  und
 Wettbewerbsfähigkeit  zu  sichern.  Lebenslanges  Lernen  ist  eine  Voraussetzung,
 um  Teilhabe  am  Arbeitsleben  zu  ermöglichen.  Arbeitsmarktpolitische  Instru-
 mente  müssen  genutzt  werden,  um  Beschäftigungschancen  zu  verbessern.  Auch
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andere  Aspekte  wie  gesundheitliche  Prävention  oder  die  Bekämpfung  von
 Altersdiskriminierung müssen beachtet werden.

 Das  ist  eine  Aufgabe  der  gesamten  Bundesregierung  und  der  gesamten  Gesell-
 schaft.  Nur  so  kann  ein  positives  Bild  vom  Altern  erreicht  und  nur  so  können
 die Potenziale einer älter werdenden Gesellschaft genutzt werden.

 Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Maßnahmen  sollen  zur  Verbesserung  der
 Beschäftigungsfähigkeit  und  Beschäftigungschancen  älterer  Menschen  beitra-
 gen.  Darüber  hinaus  wurden  bereits  Fehlanreize  zur  Frühverrentung  beseitigt.
 Auch  die  schrittweise  Erhöhung  des  Renteneintrittsalters  gehört  in  das  Bündel
 der Maßnahmen.

 Zur  besseren  Wiedereingliederung  von  älteren  Arbeitslosen  sollen  insbeson-
 dere  auch  ein  Kombilohn  für  Ältere  und  die  neu  gestalteten  Eingliederungszu-
 schüsse beitragen.

 Die  Entgeltsicherung  für  ältere  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  wird  zu
 einem  Kombilohn  mit  zweijähriger  Förderdauer  ausgebaut.  Bezieher  von  Ar-
 beitslosengeld  sollen  möglichst  schnell  wieder  in  den  ersten  Arbeitsmarkt  inte-
 griert  werden,  auch  bei  einem  möglicherweise  geringeren  Verdienst.  Deshalb
 sollen  ältere  Arbeitslose,  die  eine  Beschäftigung  mit  einem  niedrigeren  Netto-
 entgelt  als  vor  ihrer  Arbeitslosigkeit  aufnehmen,  einen  teilweisen  Ausgleich  für
 die  Lohneinbußen  bekommen.  Zusätzlich  werden  die  Rentenversicherungsbei-
 träge  aus  der  neuen  Beschäftigung  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  auf  90  Pro-
 zent des vorherigen Niveaus aufgestockt.

 Im  Rahmen  der  Eingliederungszuschüsse  wird  Arbeitgebern  ein  neues  Angebot
 für  die  Einstellung  von  älteren  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  ge-
 macht.  Wenn  erkennbar  ist,  dass  individueller  Unterstützungsbedarf  besteht,
 kann  die  Einstellung  durch  einen  Eingliederungszuschuss  künftig  auch  ohne
 Vorliegen  eines  Vermittlungshemmnisses  gefördert  werden,  wenn  die  Arbeit-
 nehmerinnen und Arbeitnehmer bereits sechs Monate arbeitslos sind.

 Die  bestehende  Regelung  zur  Weiterbildungsförderung  älterer  Arbeitnehmerin-
 nen  und  Arbeitnehmer  in  Betrieben  wird  erweitert  und  attraktiver  gestaltet.
 Künftig  können  Beschäftigte  bereits  ab  dem  45.  Lebensjahr  und  in  Betrieben
 mit  weniger  als  250  Beschäftigten  Förderleistungen  erhalten.  Durch  die  Absen-
 kung  des  Lebensalters  kann  dieser  präventive  Ansatz  häufiger  und  früher  in
 Anspruch  genommen  werden.  Damit  können  die  Entstehung  von  Arbeitslosig-
 keit  vermieden  und  die  Beschäftigungschancen  und  die  Beschäftigungsfähig-
 keit  älterer  Arbeitnehmer  verbessert  werden.  Geförderte  Arbeitnehmerinnen
 und  Arbeitnehmer  können  künftig  ebenfalls  einen  Bildungsgutschein  erhalten,
 mit dem sie unter zertifizierten Weiterbildungsanbietern frei wählen können.

 Um  die  Unternehmen  zu  ermutigen,  mehr  Ältere  einzustellen,  wird  die  erleich-
 terte  Befristung  von  Arbeitsverträgen  als  Dauerregelung  und  im  Einklang  mit
 dem  Gemeinschaftsrecht  gestaltet.  Die  Altersgrenze  für  den  Abschluss  befris-
 teter  Arbeitsverträge  ohne  sachlichen  Befristungsgrund  wird  dauerhaft  auf  das
 52.  Lebensjahr  festgelegt.  Die  Regelung  wird  entsprechend  dem  Urteil  des
 Europäischen  Gerichtshofes  vom  22.  November  2005  gemeinschaftsrechtskon-
 form  gestaltet.  Die  Befristung  des  Arbeitsvertrags  setzt  voraus,  dass  die  ältere
 Arbeitnehmerin  oder  der  ältere  Arbeitnehmer  vor  Beginn  des  befristeten  Arbeits-
 verhältnisses  mindestens  vier  Monate  beschäftigungslos  war  oder  als  Bezieher
 von  Transferkurzarbeitergeld  oder  Teilnehmer  an  einer  öffentlich  geförderten
 Beschäftigungsmaßnahme  nach  dem  Zweiten  oder  Dritten  Buch  Sozialgesetz-
 buch  vergleichbare  Schwierigkeiten  hat,  auf  dem  ersten  Arbeitsmarkt  einen
 neuen Arbeitsplatz zu erhalten.
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C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Durch  die  Neuregelung  des  Rechts  der  befristeten  Arbeitsverträge  mit  Arbeit-
 nehmerinnen  und  Arbeitnehmern  ab  dem  52.  Lebensjahr  entstehen  für  die  öf-
 fentlichen Haushalte keine Kosten.

 Durch  die  Weiterentwicklung  der  Entgeltsicherung  für  ältere  Arbeitnehmer
 (§  421j  SGB  III)  ergeben  sich  unter  Berücksichtigung  von  Einsparungen  beim
 Arbeitslosengeld  nach  dem  Dritten  Buch  Sozialgesetzbuch  und  dem  Aussteue-
 rungsbetrag  nach  dem  Zweiten  Buch  Sozialgesetzbuch  Belastungen  im  Haus-
 halt  der  Bundesagentur  für  Arbeit  in  den  Jahren  2007  bis  2011  in  Höhe  von  ins-
 gesamt 152 Mio. Euro.

 Im  Haushalt  der  Bundesagentur  für  Arbeit  führen  der  neue  Eingliederungszu-
 schuss  für  ältere  Arbeitnehmer  (§  421f  SGB  III)  in  den  Jahren  2007  bis  2011
 unter  Berücksichtigung  der  Einsparungen  zu  Mehrausgaben  von  252  Mio.  Euro
 und  die  erweiterte  Weiterbildungsförderung  älterer  beschäftigter  Arbeitnehme-
 rinnen  und  Arbeitnehmer  (§  417  SGB  III)  zu  Mehrausgaben  von  rund  25  Mio.
 Euro.  Die  Mittel  für  beide  Ermessensleistungen  sind  im  Eingliederungstitel  zu
 veranschlagen.

 Die  im  Dritten  Buch  Sozialgesetzbuch  geänderten  Regelungen  gelten,  soweit  es
 Ermessensleistungen  sind,  über  §  16  Abs.  1  des  Zweiten  Buches  Sozialgesetz-
 buch  auch  für  Eingliederungsleistungen  in  der  Grundsicherung  für  Arbeit-
 suchende.  Für  den  Bereich  des  Zweiten  Buches  Sozialgesetzbuch  entstehen
 Mehrkosten  für  den  Eingliederungszuschuss  für  Ältere  in  den  Jahren  2007
 bis  2011  in  Höhe  von  insgesamt  174  Mio.  Euro  und  für  die  erweiterte  Weiter-
 bildungsförderung  älterer  beschäftigter  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer
 in  Höhe  von  insgesamt  25  Mio.  Euro.  Die  Mehrausgaben  für  diese  Ermessens-
 leistungen  müssen  im  Rahmen  des  vom  Bund  zu  tragenden  SGB-II-Eingliede-
 rungsbudgets  aufgebracht  werden.  Diesen  Ausgaben  stehen  im  Einzelnen  nicht
 genau quantifizierbare Einsparungen beim Arbeitslosengeld II gegenüber.

 2.  Vollzugsaufwand

 Keine Änderungen.

 E.  Sonstige Kosten

 Keine

 Insbesondere  entstehen  für  die  Wirtschaft  keine  Kosten.  Auswirkungen  auf
 Einzelpreise,  das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucher-
 preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage  1
 Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Beschäftigungschancen
 älterer Menschen
 Der  Text  des  Gesetzentwurfs  und  der  Begründung  ist  gleich
 lautend  mit  dem  Text  auf  den  Seiten  4  bis  13  der  Bundestags-
 drucksache 16/3793.
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Anlage  2
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  830.  Sitzung  am  16.  Februar
 2007  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 3 Nr.  3a (neu) und 3b (neu)
 (§  84  Satz  2  –  neu  –  und  §  85  Abs.  1  Satz  3  –  neu  –  SGB  III)

 In  Artikel  3  sind  nach  Nummer  3  die  folgenden  Num-
 mern einzufügen:

 ,3a.  Dem §  84 wird folgender Satz angefügt:

 „Öffentliche  Schulen,  Schulen  für  Berufe  des  Ge-
 sundheitswesens  sowie  Ersatzschulen  nach  dem
 Schulrecht  der  Länder  sind  unbeschadet  von  Satz  1
 für die Förderung zugelassen.“

 3b.  Dem §  85 Abs.  1 wird folgender Satz angefügt:

 „Bundes-  oder  landesrechtlich  geregelte  Bildungs-
 gänge  von  Trägern  im  Sinne  von  §  84  Satz  2  sind
 unbeschadet  der  Sätze  1  und  2  für  die  Förderung
 zugelassen.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  Änderungen  nehmen  im  Wesentlichen  eine  verfas-
 sungsrechtlich gebotene Klarstellung vor.

 Die  Kompetenz  zur  Regelung  des  öffentlichen  Schulwe-
 sens  sowie  der  staatlichen  Schulaufsicht  ist  vom  Grund-
 gesetz ausschließlich den Ländern zugewiesen.

 Nach  der  bisherigen  Fassung  der  §§  77  bis  87  SGB  III
 gelten  die  Vorschriften  auch  für  Schulen  im  Sinne  des
 Schulrechts  der  Länder.  Damit  kann  der  Bund  insbeson-
 dere  zu  einer  Qualitätsüberprüfung  bzw.  Zertifizierung
 der  Schulen  im  Sinne  des  Schulrechts  der  Länder  durch
 beauftragte  private  Zertifizierungsagenturen  zwingen.  Er
 greift so in die Kulturhoheit der Länder ein.

 Dieser  Eingriff  ist  in  weiten  Bereichen  verfassungs-
 widrig.  In  verfassungskonformer  Auslegung  dürfen  die
 §§  84  bis  87  SGB  III  und  insbesondere  das  Zertifizie-
 rungsverfahren  nach  der  AZWV  deshalb  auf  öffentliche
 Schulen  nicht  angewandt  werden.  Auch  im  Bereich  der
 Privatschulen  müssen  Ausnahmen  gemacht  werden,  so-
 weit  bundes-  oder  landesrechtlich  geregelte  Ausbil-
 dungsgänge inmitten stehen.

 Der  Bund  meint  jedoch,  die  §§  84  bis  87  SGB  III  und
 das  Zertifizierungsverfahren  nach  der  AZWV  würden
 auch  für  die  öffentlichen  Schulen  in  den  Ländern  gelten.
 Die  Vorschriften  seien  auch  in  vollem  Umfang  und
 unterschiedslos  auf  alle  Privatschulen  anwendbar,  die
 der  (Schul-)Aufsicht  der  Länder  unterstehen.  Deshalb  ist
 eine gesetzliche Klarstellung erforderlich.

 Außerdem  will  das  Gesetz  zur  Verbesserung  der  Be-
 schäftigungschancen  älterer  Menschen  die  bestehende
 Regelung  zur  Weiterbildungsförderung  nach  §  417  Abs.  1
 SGB  III  erweitern  und  der  Weiterbildungsbildungsför-

 derung  neue  Impulse  geben.  Auch  aus  diesem  Grund  ist
 der  Zugang  künftig  ausdrücklich  zu  allen  –  auch  zu  den
 Weiterbildungsangeboten  an  öffentlichen  Schulen,  an
 Schulen  für  Berufe  des  Gesundheitswesens  und  an  priva-
 ten  Ersatzschulen  nach  dem  Schulrecht  der  Länder  –  zu
 öffnen.

 2.  Zu Artikel 3 Nr.  6  (§  417  Abs.  1  Satz  1,  Satz  1a  –  neu  –,
 Satz 4 – neu – SGB  III)

 In Artikel 3 Nr.  6 ist §  417 Abs.  1 wie folgt zu ändern:

 a)  Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Die  Wörter  „beruflicher  Weiterbildung“  sind
 durch  die  Wörter  „Teilnahme  an  einer  für  die
 Weiterbildungsförderung  anerkannten  Maßnah-
 me“ zu ersetzen.

 bb)  In  Nummer  4  ist  das  Komma  am  Ende  durch  das
 Wort  „und“  zu  ersetzen  und  Nummer  5  ist  zu
 streichen.

 b)  Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen:

 „Förderfähig  sind  dabei  auch  Maßnahmen,  die  ganz
 oder  teilweise  außerhalb  der  regulären  Arbeitszeit
 durchgeführt werden.“

 c)  Nach Satz 3 ist folgender Satz anzufügen:

 „Auszubildende  bleiben  bei  der  Feststellung  der  Zahl
 der beschäftigten Arbeitnehmer unberücksichtigt.“

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  auch  wirtschafts-
 nahe  Träger  der  beruflichen  Weiterbildung,  die  sich  mit
 Ihrem  Angebot  auch  am  Bedarf  der  Wirtschaft  orientie-
 ren,  als  Träger  in  Betracht  kommen.  Die  Neufassung  von
 §  417  Abs.  1  SGB  III-E  würde  dazu  führen,  dass  wich-
 tige  Träger  aus  diesem  Bereich  als  Träger  der  geför-
 derten  Weiterbildungsmaßnahmen  ausgeschlossen  wür-
 den.  Die  bisherige  Gesetzesformulierung  ist  flexibler
 und sollte deshalb insoweit beibehalten werden.

 Zu Buchstabe b

 Der  Satz  dient  der  Klarstellung.  Wenn  auch  Maßnahmen
 gefördert  werden  können,  die  außerhalb  der  regulären
 täglichen  Arbeitszeit  durchgeführt  werden,  so  erhöht
 dies  die  Flexibilität  der  Weiterbildung.  Dadurch  dürfte
 das  Interesse  an  diesen  Maßnahmen  zunehmen,  nach-
 dem  die  Weiterbildungsbeteiligung  Beschäftigter  bei
 dem  Sonderprogramm  Wegebau  der  Bundesagentur  für
 Arbeit  des  Jahres  2006  nur  minimal  war.  Außerdem
 stärkt  die  Förderfähigkeit  von  Maßnahmen,  die  ganz
 oder  teilweise  außerhalb  der  regulären  Arbeitszeit  durch-
 geführt  werden,  auch  die  Eigenverantwortung  der  Be-
 schäftigten bei der Weiterbildung.
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Zu Buchstabe c

 Es  soll  verhindert  werden,  dass  in  Unternehmen  nahe  der
 Grenze  von  250  Beschäftigten  eine  grundsätzlich  wün-
 schenswerte  Erhöhung  von  Ausbildungsplätzen  zu  einem
 Wegfall  der  Förderfähigkeit  der  Beschäftigten  führen
 könnte.

 3.  Zu Artikel 3 Nr.  7  (§  421f  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1,  Abs.  2
 Satz 2 SGB  III)

 In Artikel 3 Nr.  7 ist §  421f wie folgt zu ändern:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  ist  das  Wort  „sechs“  durch
 das Wort „drei“ zu ersetzen.

 b)  In  Absatz  2  Satz  2  ist  die  Zahl  „30“  durch  die  Zahl
 „15“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Um  das  Instrumentarium  zur  Wiedereingliederung  der
 50-Jährigen  und  Älteren  in  den  ersten  Arbeitsmarkt  effi-
 zienter  nutzen  zu  können,  ist  es  erforderlich,  die  Mindest-
 zeiten  von  Arbeitslosigkeit  deutlich  zu  verkürzen,  bevor
 die  Eingliederungszuschüsse  zum  Tragen  kommen  kön-
 nen.  Denn  je  länger  die  Arbeitslosigkeit  andauert,  desto
 schwieriger  wird  eine  Integration  in  den  ersten  Arbeits-
 markt.  Umgekehrt  ist  es  wahrscheinlich,  dass  bei  Arbeit-
 suchenden,  die  eine  vergleichsweise  kurze  Zeit  arbeitslos
 sind,  auch  ein  geringerer  Fördersatz  als  30  Prozent  die
 gewünschte  Wirkung  erreichen  kann.  Die  Bandbreite
 möglicher  Fördersätze  sollte  daher  auf  15  bis  50  Prozent
 erweitert werden.
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